
Andere Rechtsfragen Entscheidungen

124) Im Streitfall ist die Zuständigkeit danach gegeben, weil
der Kläger im Bezirk des Landgerichts Mainz seinen \7ohn-
sitz hat und das Ziel der gebuchten Pauschalreise im Aus-
land liegt.

125) Iil. Die Sache ist gem. S 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO an das

BeruFu n gsgerich t zu rückzuverweisen.

[26] Das Berufungsgericht wird gem. S 538 Abs. I ZPO
über die Begründetheit der Klage zu entscheiden haben.

Ein Antlag auf Zurückverweisung an das Landgericht gem.

S 538 Abs. 2 Satz I Nr. 3 ZPO ist ausweislich des angefoch-
tenen Urteils nicht gesteilt.

Aufladen/Lagerung von Lithium-loneR-
Akkus in brennbarer Umgebung
verletzt Verkeh rssicheru n gspf licht

5 86 VVG; SS 280, 241 Abs.2,278,823 Abs. 1 iVm. 55 31,

831 BGB

Zur Haftung des Gewerbemieters für einen Brandscha-
den, der beim Laden von 18'Volt-Lithium-lonen Akkus
auf einem Holzregal des Büroraums entstanden ist.

lleitsatz des Gerichtsl

5 3 BetrSichV

1. Dass der Ladevorgang von Lithium-lonen-Akkus eine
Gefahrenquelle begründet, ist allgemein bekannt.

2. l.ü. aber eine etwaige Unkenntnis eines Gewerbe-
treibenden, wegen dessen Verpflichtung nach 5 3 Be-

trSichv unerheblich wäre.

3. Das Aufladen/die Lagerung von Lithium-lonen-Akkus
in brennbarer Umgebung begründet eine Verletzung der
Verkehrssicherungspf licht.

lLeitsätze des Einsenders]

KG Berlin, Beschl. v. 11.01 .2024- I U 24122

(vorgehend LG Berlin, Urt. v. 1 3.0 1.2022 - 8 O 1041 20)

A.

Die Berufung der Beldagten richtet sich gegen das am

13.01.2022 verkündete Urteil des Landgerichts Berlin, mit
dem der Klage der Klägerin als Sach-Inhaltsversicherin der B

GmbH nach einem beim Laden eines Lithium-Ionen-Akkus
der Beldagten ausgelösten Brand am 19.11.2019 i.H.v.
73.518,00 € aus übergegangenem Recht nach S 86 WG
stattgegeben worden ist. Die B GmbH war (Unter-)Mieterin
von Büroräumen im E,rdgeschoss bis 3. OG des Objekts G-
straße in Berlin, die Beklagte war deren lJntermieterin einer

Teilfläche von ca. 64 n2 im 1. OG. [...]

Die Beidagte trägt zur Begründung ihrer Berufung vor:

a) Es fehle bereits an einer Pffichtverletzung. Das Laden

der sechs 18-Volt-Lithium-Iionen-Akkus eines chinesi-
schen Hersteiiers in M-Ladegeräten sei ein sozialadäquates

Verhalten und damit nicht rechtswidlig. Es habe auch kein
miewertragliches Verbot bestanden, A,kkus aufzuladen. Ver-
schlechterungen der Mietsache infolge vertragsgemäßen
Geblauchs, zu dem auch odas Aufladen eines Akkusu zähle,
habe die Beklagte nach S 538 BGB jedoch nicht zu vertreten.
Das Aufladen von Al<kus stelle eine Handlung des tägiichen
Lebens dar, welche in vielen (beruflichen und privaten) Be-

reichen unentbehrlich sei. Dabei sei es ,nicht unüblich, dass

Alkus in Ladegeräten fremder Herstellern geladen würden.
Die Kompatibilität werde vom Kunden vorausgesetzt und
vom Hersteiler der Alkus beworben. Das sei auch hier der

Fall gewesen, da der chinesische Hersteller auf der Plattform
Amazon angegeben habe rErsatzakku für M'o und okompati-

bei mit allen M i8 Volt Al<ku-\Terkzeugenn. Ferner sei vom
Verkäufer eine CE-Prüfung angegeben worden. Die Beklagte

habe keinen Anlass gehabt, an diesen Angaben zu zweifeln.

Aus dem Brandschaden könne nicht auf eine Pflichwerlet-
zung geschlossen werden. Ein nicht vertragsgemäßer Ge-
brauch der Mietsache sei nicht dargelegt.

Zu Unrecht gehe das Landgericht unter Hinweis auf einen
Samsung-Rückruf im lahr 20J,6 von einer besonderen Scha-

denanfäiligkeit von Lithiurn-Ionen-Al<kus aus. Dieser habe

eben andere Akkus betroffen und lasse Rückschlüsse auf die

hiesigen A,kkus nicht zu. Unzählige Lithium-Ionen-Akkus
stellten keine Gefahren für die Sicherheit von Kunden dar

und seien von keinem Rückruf betroffen. So habe das OLG
Bamberg im Beschl. v. 12.06.2019 | U 34119- sachverstän-

dig beraten festgestellt, dass ,die Brandgefahr beim Laden
von Lithium-lonen-Ald<us extrem geringu sei.

b) Es fehle auch am Verschulden. Das Landgericht dehne die
Haftung unbillig zu einer Art Gefährdungshaftung aus. Es

fehlen konkrete Anknüpfungspunkte für eine kausale schuld-
hafte Pflichwerletzung. Einen technischen Defekt habe die
Beklagte als technische Laiin nicht vorhersehen können. Bei

den Akkus habe es sich auch nicht um ,Plagiate< odet'\7are
geringerer Qualität gehandelt, der Preisunterschied zu den

Original-Akkus von M habe nur einige Euro betragen. Allein
die Herstellung in China lasse nicht auf mindere Qualität
schließen. Die Beklagte habe mit einer Brandgefahr umso

wenigel rechnen müssen, als sie bereits über einen Zekratm
von \Tochen vor dem Schadenstag Al<kus des chinesischen

Herstellers problemlos geladen habe.

c) Der Ladevorgang habe nicht in einer brandgefährlichen Um-
gebung stattgefunden. Er habe nicht auf brennbalen Materia-
iien stattgefunden. rBesonders brandgefährliche Gegenständeu

hätten sich nicht in der Nfie befunden. Das Laden auf einem

Holzregal sei insoweit nicht pflichrwidrig. Dann müsse auch
jedes Aufladen eines Laptops oder Mobiltelefons auf einem

Schreibtisch verboten sein, was erkennbar abwegig sei. Jeden-
falls handele es sich um eine ,sozial akzeptierten Gefahr.

d) Das Laden von herstellelfi'emden Akkus in den M-La-
degeräten sei nicht ursächlich für das Platzen eines Al<kus

gewolden. Die (vorprozessual) eingeholter.r Sachverständi-

gengutachten l-rätten eine genaue Schadensursache - nach

Zerstör'ung von Ladegerät und Alckus beim Brand - nicht
mehr ermitteln können. Eine fehlende Kompatibilität von
Ladegerät und Al<ku habe keiner der Sachverständigen fesr-

gestellt oder auch nur als naheliegend angesehen. Das Land-
gelicht habe sogar ausgeführt, dass es von einem Defekt des

Akkus ausgehe.
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e) Entgegen dem Landgericht sei eine Verpflichtung zur E'in-

h"lt,-,n"g ii.res beronderen (Lösch)Konzepts beim Aufladen

hond.läiblicher Akkus aus keinem erdenklichen Umstand ab-

zuleiten. Ein Löschkonzept sei nur bei vorhersehbaren hoch-

gradigen Brandgefahren erforderlich' Ein Konzept müsse die

E"kl[,. oim Veihälmis zur Kägerinn ohnehin nicht vorhalten'

t.l
Die Klägerin [...] verteidigt das angefochtene llrteil' Das

Landgeri"cht habe der Beklagten zu Recht vorgeworfen' den

Lad.iorga.tg in brennbarer Umgebung, nämlich auf einem

Holrregil, ,ir-rd l.rnt., Verwendung von Akkus eines anderen

Herstel'i.r, unter Missachtung der Gebrauchsanweisung des

Ladegerätherstellers M.. durchgeführt ru haben' Die beim

Ladeiorg"ng von Lithium-Ionen-Alkus bestehenden Brand-

gefahren seiin auch allgemein bekannt. [" ']

B.

Die Berufung ist zurückzuweisen, weil der Senat einstimmig

davon überzägt ist, dass sie offensichtlich keine Aussicht auf

Erfolg hat (S 5zZ RUt. 2ZPO)' Das Landgericht hat die Be-

kl"gtäru Recht aus übergegangenem Recht ihre r Vermieterin B

G;bH (S 86 WG) nach dem Brandschaden vom I 9' i 1'20 1 9

zu Zahhngvon Schadensersatz i.H.v. 73'518,00 € verurteilt'

Der Ansprich besteht nach SS 280, 241Abs' 2, 278 BGB

und S 8i3 Abs. 1 i.V.m. SS 31, 831 BGB, weil die Beklag-

te bzw ihre mit dem Ladevorgang befassten Mitarbeiter bei

dem Ladevorgang Vertrags- und Verkehrssicherungspflichten

schuldhaft und schadenskausal verletzt haben'

t.l
2) Das Landgericht hat zutreffend eine schuldhafte Pflicht-

verletzung der Beklagten festgestellt.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des BGH ist derjenige'

i., .irr. GefahÄnlage - gLi.h welcher Art - schafft, grund-

sätzlich verpflichtet, die notwendigen und zumutbaren Vor-

kehrungen zu treffen, um eine Schädigung anderer mögiichst

,n .r.rh]nd.rn. Es sind diejenigen Sicherheitsvorkehrungen

zu treffen, d.ie ein verständiger, umsichtiger, vorsichtiger und

gewissenhafter Angehörigei der betroffenen Verkehrskreise

Fü. .rot*.ndig r.rrrdlrrrt.i.h.nd hiilt, um andere vor Schäden

zu bewahren und die ihm den Umständen nach zuzumuten

sind (s. BGH NJW 2023,2037 Rn. 13 m'N')'Die Zumut-

bark.it von Sicherungsvorkehrungen bestimmt sich dabei

unter Abwägr.ng d.i rVahrscheinlichkeit der Gefahrver-

wirklichung, dei Gewichtigkeit möglicher Schadensfolgen

und der HEh. d.. Kostenaufwands, der mit Sicherheitsvor-

kehrungen einhergeht G. BGH NJ\f 2018,2956 Rn' 18)'

fledenäls) diese Anforderungen gelten auch für vertragliche

Schutzpflichten, da Verkehrisicherungspflichten innerhalb

.i.r., V.rtragrverhältnisses zugleich Vertragspflichten sind (s'

BGH NJW 2018,2956 Rn' 12; s.a. BGH NJWRR 2013'

333 Rn. 17 zur Fürsorgepflicht der Miewertragspartei - dort

Vermieter -, keine ,tttä,rli.h. Brandgefahrenqueile zu schaf-

fen).

A1s Unternehmerin ist die Beklagte sowohl gegenüber ihren

Arbeitnehmern als auch im Rahmen ihrer Verkehrssiche-

rungspflicht gegenüber Dritten verpflichtet, ihre Betriebs-

-iti.[ i.t e inem sicheren Zustand zu erhalten G. BGHZ 18 i ,

65 Rn. 13). Erwaige Unfallverhütungsvorschriften, die dem

Schutz von Mitarbeitern dienen, können nach der Rechtspre-

chung des BGH zur Bestimmung der allgemeinen Verkehrs-

sicheiungspflicht mit herangezogen.werden (vgl'.BGH a'a'O';

NZM zöi'S, 893 Rn' 18). Öer Beklagten wäre daher nicht zu

folgen, sofern sie der Ansicht sein sollte, dass ihrer Vermieterin

geg"enrlber geringere Sicherheitsanfo rderungen gelten würden

Ils"gegenüb"er ihien Mitarbeitern (s'a' OLG Schleswig NJW-

nnlöZO, 18 -juris Rn. 19: der Kunde eines Einkaußzentrums

könne mit einer Gestaltung der Laufwege rechnen' die den

Vorschriften der Arbeitssicherheit entspreche)'

b) Zu Recht hat das Landgericht den Ladevorgang von Lithium-

Iä.,..t-Akkus als Schaffung einer Gefalrenquelle in Bezug auf

einen Brand bezeichnet, die 'bekanntu 
ist' Zumindest musste

der Beklagten bei pflichtgemäßer Erftillung ihrer Pfichten als

Arbeitgeblr di.se Öefahr-bekannt sein und sie das zum Anlass

n.h-ä, ein Konzept zur Gefahrvermeidung zu erarbeiten'

Der durch die Medien verbreitete Rücla'uf des Samsung Gala-

xy Note 7 imJaht 2016, bei dem Akkus überhitzten' qualm-

tä., r.,nd in Brand gerieten (so die Feststellung im LGU S' 7)'

wurde entgeg"rl dä Berufungsbegründung.vom Landgericht

nicht als Ä"lgebll.h.t Grund der Feststellung einer beson-

deren Gefährüchkeit von Lithium-Ionen-Alkus angeführt'

sondern nur beispielhaft ('bekannt, ' ': und zwar auch durch

iünsste Ereisnisse wie ...u). Dass Lithium-lonen-Al<kus unter

t.rii--r.tiumständen (zu denen unerkannte Beschädigun-

gen etwa durch Fallenlassen gehören) in Brand€eraten und/

äder explodieren können, und dass sich diese Gefahr insbe-

,o.rd.r. beim Laden verwirklichen kann' und dass das Ver-

wenden von Akkus, die vom Hersteller des Ladegeräts nicht

freigegeben sind, ebenfalls zu einer Gefahrerhöhung {iihrt' ist

in ier"Fachwelt seit Jahren bekannt, Gegenstand allgemeiner

Berichterstattung und hat Einzug in Publikationen sachkun-

diser Institution"en gefunden (s. etwa VdS 3103 Stand Juni

Zötg - die VdS Scüadenverhütung GmbI{ ist eine Tochter

des GDV [Gesamwerband der Deutschen Versicherungswirt-

schaft] e.V -: Brandgefahr bei technischen Defekten oder un-

sachgemäßer Handhabung; [ür einen wr1ks.arr1e1 Schutz sei

ein gänzheitliches Brandschutzko-nzept er.[orderlich; nach dem

Arbäitsschutzgesetz seien die Gefahren, die von den Batterien

ausgingen, eiizuschätzen bzw. zu beurteilen; ferner publika-

tloän*.dguv. de/widgets/pdf/download/articlel 3863 : Hinwei-

se zum b"euieblichen Brandschus bei der Lagerung und Ver-

wendung von Lithium-Ionen-Akkus des DGIIV lDeutsche

Geselkcf,aft Unfallversicherung e.Vl Stand I 9'06'2020" zsr

Gefahrvermeidung u.a. nur Laden auf nicht-brennbarem

Untergrund und n"icht in der Nähe von Brandlasten; Beschäf-

tigt., ?i. regelmäßig mit Lithium-Ionen-Akkus umgehen'

-"ürr".t dafui qualifiriert und unterwiesen sein, u'a' über den

vorschriftsgemäß.., Umg"ng mit ihnen 'sowie die Brandge-

f"hr.n r:nidi. r.t ergreif.nden Notfall-Maßnahmen im Falle

eines Lithium-Ionen-Akku-Brandesn; weiter erwa Fachinfor-

mation der VBG [Verwaltungs-Berußgenossenschaft] Stand

April 2021 ,Umgang mit Lithium-Ionen-Atkus für mobile

,Arbeitsmitteln,r.rt., vbg.de/SharedDocs/Medien-Center/

D E/Faitbiatt/Branchen/Buehnen-und-studios/fi-lithium-
ionen-akkus.pdfi-blob=publicationFile&v=5: oDie fusi-

k.n bei* UÄg"ng mit iithium-Ionen-speichermedien sind

schwerubt,rr.f,ätri..t. Umso mehr sind präventive Maßnah-

men gefordert..u; Ladung muss auf einer brandfesten Unter-

lag drirchgeführt werden; Ladung nur in geeigneten Räumen'

' 
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zwischen Ladeobjekt und ggf. brennbaren Gegenständen
ist ein Sicherheitsabstand festzulegen; weiter gdv.de/gdv/
themen/schaden-unfall/besondere-achtsamkeit-beilithium-
ionen-akkus-braende-vermerden-84664: eine rhäufige Ursa-
cheu von A.kku-Bränden sei die Verwendung eines falschen
Ladegeräts; zek. de I new s I 2020 -0 1 I 29 I der-richti ge-umgang-
mitlithium-akkus, Artikel vom 29.0I.2020: iaut IFS seien
inkompatible Ladegeräte ein,großes Risikon).

Auch in der Rechtsprechung ist bereits anerkannr worden,
dass die Gefahren von Lithium-Ionen-Al<kus allgemein
bekannt sind (s. OLG Naumburg VersR 2016, 986 -juris
Rn.33; in der Sache auch OLG Bamberg RuS 2019, 641
-jeweils für das Laden von Hubschrauber-Akkus in brand-
gePihrlicher Umgebung; LG Hannover, Urt. v. 02.04.2020 -
11 O 189/19, juris Rn. 15).

Sollte der Beklagten - was sie so nicht einmal behauptet - die
Gefährlichkeit des Ladevorgangs von Lithium-ionen-A-kkus
nicht bekannt gewesen sein, so würde dies auf Fahrlässigkeir
beruhen. Schon aufgrund der Betriebssicherheitsverordnung
vom 03.02.2015 (BGBI. I S.49) war sie verpflichtet, den
Schutz ihrer Beschäftigten bei der Verwendung der Ä.r'beits-
mittel, zu denen auch die Akkus zfilen, zu gewfirleisten
und nach S 3 BetrSichV eine GePjhrdungsbeurteilung an-
zustellen und daraus norwendige und geeignete Schutzmaß-
nahmen abzuleiten, wobei das Vorhandensein einer CE-
Kennzeichnung am Arbeitsminel nach 5 3 Abs. 7 Satz 2 von
dieser Pflicht ausdrücklich nicht enrbindet.

Der Beklagten kann nicht darin gefolgt werden, dass Vor-
sichtsmaßnahmen nicht geboten seien, weil eine Brandent-
stehung beim Ladevorgang sehr selten sei. Lerzteres mag
zutreffen, ändert aber nichts daran, dass von Lithium-Io-
nen-Akkus ein bekanntes erhöhtes Brandrisiko insbesondere
beim Laden ausgeht, dass dies zu erhebiichen Schäden für
Menschen, Gebäude und sonstige Sachen führen kann und
dem (zumal gewerblich handelnden) Betreiber der akkube-
triebenen Geräte daher zumutbare Schadensabwendungs-
maßnahmen abzuverlangen sind.

c) Die Beklagte trifft eine Pfichwerletzung bereits insoweit,
a.ls sie die Aagabe des Herstellers des Ladegeräts in der Ge-
brauchsanleitung missachtet hat, wonach nur M-Akkus ver-
wendet werden ,dürfeno, da andere Alkurypen platzen und
Verletzungen oder Sachschäden verursachen können. Bereits
aus den Angaben des Geräteherstellers und bestätigt durch
öffentlich zugängliche Informationen war die Verwendung
herstellerfremder A]<kus mir erhöhten Gefahren verbunden.
Unerheblich ist insoweit, dass in der Anleitung nicht explizit
von Brandgefahren die Rede war, und ebenso, dass der Ver-
käufer der Al<kus seinerseits angab, dass diese mit dem M-La-
degerät kompatibel seien. Auf diese nicht überprüfbare An-
gabe des (chinesischen) Herstellers durfte die Beldagte nicht
vertrauen und ihr mehr Gewicht beilegen als der Angabe des

Herstellers des Ladegeräts.

Jedoch stützt der Senat, ebenso wie das Landgericht, die Haf-
tung der Beklagten nicht auf eine solche Inkompatibiiirär. [...]

d) Die vorstehende Frage kann dahinsrehen, da die Beklagte
die Alkus jedenfalls in brennbarer Umgebung geladen har,
was [...] Ursache für die Brandenrsrehung war.

Das Laden von (zumal mehreren) Lithium-Ionen-Al<kus
auf einem Holzregal in den Büroräumen war pflichrwidr.ig.
Bei einem Holzregal handelt es sich unzweifelhaft um ein"e
brennbare Unterlage. Auf das Vorhandensein ,besondersn
brennbarer Stoffe kommt es nicht an. Die Beklagte hatte für
eine Durchführung des Ladevorgangs in einer brandhem_
menden Umgebung zu sorgen, also auf einem nicht brenn-
baren Untergrund (insbesondere auf Fliesen oder Beton)
und in ausreichendem Abstand von brennbaren Gegenstän-
den [...]. Ferner hatte sie für Löschmittel zu sorgen und für.
die Instruktion der Mitarbeiter für eine erfoigversprechen-
de Brandbekämpfung. Das \Tiederauffiammen des Brandes
hatte ggf. schon durch Einlegen des A,kkus in \Tasser verhin-
dert werden können.

Der Hinweis der Beklagten, dass das Laden von Täblets und
Mobiitelefonen auf Schreibtischen sozialadäquat sei und ihr
TLn nicht anders beurteilt werden könne, geht fehl. Abgesehen
davon, dass die hiesigen 18-Volt-Akkus in ihrer Größe mit Han-
dy- oder Täbletakkus nicht vergleichbar sind, ist eine Beurtei-
lung der Gefihrlichkeit und der zumutbaren Abwendungsmaß-
nahmen im Einzelfall anzustellen. Jedenfalls das gewerbliche
Laden von sechs l8-Volt-Akkus hätte nicht auf einem Holzregal
erfolgen dürfen. \Telche Anforderungen an die Handhabung
privater Ladevorgänge mit kleinen Akkus zu stellen sind, steht
hier nicht zur Entscheidung (wobei die Haltung des Ladenden
eines Helikopters in brennbarer Umgebung von OLG Naum-
burg und Bamberg a.a.O. jeweils bejaht wurde).

Der Verweis der Beklagten auf S 538 BGB geht fehl. Die
Begründung einer bei sorgPältiger Nutzung der Mietsache
vermeidbaren Brandgefahr ist kein >vertragsgemäßer Ge,
brauchu, sondern pflichrwidrig (s.a. BGH NJ\7-RR 2013,
333 Rn. i7). Erst recht stellt die schuldhafte Verursachung
eines Brandes keinen vertragsgemäßen Gebrauch dar.

tl
Anmerkung:

Die vorangestellte Entscheidung des Kammergerichts ver-
hdlt sich originär (nur) über Deckungsansprüche unter eine
Inhaltsversicherung eines Gewerbetreibenden. tüTelche das

Kammergericht verneint.

Dürfte aber auch ftir die Hafrung des FrachtführcrslLager-
halrcr s prax i sre le ua n t sei n.

Da jüngst vermehrt Lagerhallen nebst darin eingelagerter
Güter in Brand geraten/abbrennen.

In Brand gesetzt durch eingelagerte Güter mit Lithium-lo-
nen-Al<kus (bspw. Elektro-Roller, \Terkzeuge) und/oder be-
triebseigene Lithium-Ionen-Akkus (bspw. zum Betrieb von
Gabelstaplern).

Begründet aber mit der Entscheidung des Kammergerichts
eine Lagerung/Aufladung von Lithium-Ionen-Al<kus, zumal
mehrer, die Verletzung einer Verkehrssicherungspflicht, wäre
bspw. dem Lagerhaiter der Entlastungsnachweis nach S 475
HGB abgeschnitten und möglicherweise (auch) eine Verlet-
zung nach Zitr.27.2 ADSp (2017) begr'ündet (?).

M Benjamin Grimme, Hamburg
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